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Die Finanzierung und die Leistungen des deut-
schen Wohlfahrtsstaates wurden in den letzten 
Jahrzehnten durch viele politische Reformen 
weitgehend umgebaut. Auf der Seite der Einnah-
men hat dies zu grundlegenden Veränderungen 
des Steuersystems geführt. Bei der Einkommen-
steuer wurden die Spitzensteuersätze deutlich ge-
senkt. Parallel dazu wurden, bedingt durch die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, 
die Freibeträge erhöht. Die Besteuerung von Kapi-
talerträgen und die Besteuerung von Unterneh-
men wurden ebenfalls deutlich vermindert. Auch 
wenn die deutliche Senkung der Steuersätze für 
Einkommen, Unternehmenserträge und Kapital-
einkommen mit einer Verbreiterung der Bemes-
sungsgrundlage einherging, waren hier doch 
deutliche Aufkommensausfälle zu verzeichnen. 
Die Gegenfi nanzierung war mit unsozialen Ver-
teilungseffekten verbunden, da sie beispielsweise 
durch die Anhebung der indirekten Steuersätze 
erfolgte. So wurden die Mehrwertsteuer sowie 
Energiebesteuerung erhöht. Zwar wurden Aus-
nahmeregelungen bei der Mehrwertsteuer einge-
führt, von denen aber nur ausgewählte Klientel-
gruppen, wie Hoteliers, profi tieren.

Während konjunkturelle Effekte zu Steuer-
einnahmen auf Rekordhöhe führen und die 
Haushaltssituation der nahen Zukunft entspannt, 
führten die Änderungen zu einer zunehmend un-
gerechten Verteilung der Steuerbelastung. Darü-
ber hinaus wachsen die Steuereinnahmen durch 
die Reformen langsamer als zuvor.

So verlor die progressive Besteuerung von 
Einkommen und damit die Orientierung Steuer-
belastung an der individuellen Leistungsfähigkeit 
an Bedeutung. Gleichzeitig wurden regressive 
Verbrauchsteuern systematisch aufgewertet. Die 
Finanzierung des Staates erfolgt somit immer we-

niger nach dem Leistungsfähigkeitsprinzip – was 
zu einer Vertiefung der Einkommensungleichheit 
und zu einem steigenden Ungerechtigkeitsgefühl 
der Bürgerinnen und Bürger führt. 

Nicht nur auf der Einnahmen-, sondern auch 
auf der Ausgabenseite des Wohlfahrtsstaates gab 
es in den letzten Jahrzehnten deutliche Verände-
rungen. Neben der deutlichen Verringerung der 
Investitionen, die u. a. unsere Infrastruktur offen-
bart, hat sich die öffentliche Hand zunehmend 
aus der Bereitstellung von Dienstleistungen und 
Gütern zurückgezogen. Statt wie erwartet hat dies 
nicht zu einer Steigerung von Effi zienz und Effek-
tivität sowie geringeren Ausgaben, sondern zum 
Gegenteil geführt. Statt einer Konzentration auf 
vorsorgende Aktivitäten und Sachleistungen wer-
den heute die Ausgaben von monetären Transfer-
leistungen an private Haushalte dominiert.

Aber was sind die Effekte für den einzelnen 
Bürger und die Sozialstruktur unserer Gesell-
schaft? Geht mit den Veränderungen wirklich 
ein Verlust der Wohlfahrt einher und ist unser 
Steuer- und Sozialsystem dadurch wirklich lang-
fristig gefährdet? 

Neben der Analyse der Makrodaten, also der 
gesamtwirtschaftlichen Trends, erfordert die Be-
antwortung dieser Frage, die Wirkungen der Re-
formen auf die einzelnen Haushalte zu ermitteln. 
Die mikrofundierte Umverteilungsanalyse wich-
tiger steuer- und sozialpolitischer Reformen zeigt, 
dass die Umverteilungsleistung des Abgabenmix 
noch knapp positiv, aber seit Ende der 1990er 
Jahre deutlich gesunken ist – das Ziel der Um-
verteilung verschwindet also zunehmend aus der 
Steuerpolitik. Zurückzuführen ist dies zum Ersten 
auf fallende Einkommensteuersätze, die zu einer 
sinkenden Umverteilungsleistung geführt haben. 
Zweitens auf die Anhebung der regressiven Mehr-

Vorbemerkung 
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eine steigende Umverteilungsleistung des Wohl-
fahrtsstaates in Deutschland festzustellen ist, geht 
dies mit einer sinkenden Umverteilungsleistung 
der Steuern und Abgaben einher, die nur von der 
Transferpolitik aufgefangen wird. Die Umvertei-
lungsleistungen der Steuer- und Transferpolitik 
sind jedoch sich ergänzende und keine austausch-
baren Ziele. Da die Mittelschicht, die für die 
 Akzeptanz politischer Entscheidungen von be-
sonderer Bedeutung ist, ein rationales Interesse 
an einer wohlfahrtsstaatlichen Einkommensum-
verteilung hat, entspricht die Tendenz der Steuer- 
und  Transferpolitik nicht den Interessen der 
Mehrheit der Bevölkerung. Somit gefährdet die 
beschrie bene Politik den dauerhaften Fortbestand 
des Wohlfahrtsstaates.

Ein Umsteuern ist in Form der Steigerung der 
Progressivität der Einkommensteuer, einer Re-
form der Kapitalbesteuerung und der vermögens-
bezogenen Steuern erforderlich – Eingriffe, für 
die sich eine breite Unterstützung abzeichnet.

wertsteuer, die die positiven Umverteilungseffek-
te des gesamten Steuersystems untergräbt. Drit-
tens auf die rückläufi ge Umverteilungswirkung 
vermögensbezogener Steuern. Viertens auf die 
Sozialversicherungsbeiträge, die die Einkommens-
abstände zwischen Armen und Reichen zuneh-
mend vergrößern.

Bei den Transferprogrammen widerspricht 
das Ergebnis der mikrofundierten Analyse den Er-
kenntnissen der qualitativen Analyse der sozial-
politischen Reformen. Eine Steigerung der Ziel-
gerichtetheit der Transferprogramme ist zu be-
obachten, die zu einer effektiven und steigenden 
Einkommensumverteilung führt. Jedoch unter-
gräbt die Steigerung der Zielgerichtetheit die 
 Legitimität des Wohlfahrtsstaates, da zunehmend 
einkommensschwache Schichten und immer we-
niger der Mittelstand Adressat der wohlfahrts-
staatlichen Sicherungssysteme sind.

In der Gesamtschau ist eine besorgniserre-
gende Entwicklung zu konstatieren. Auch wenn 

René Bormann
Leiter des Arbeitsbereichs Steuerpolitik der Abteilung 

Wirtschafts- und Sozialpolitik der Friedrich-Ebert-Stiftung
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1. Finanzpolitik in einer globalisierten Welt 

Die Entwicklung der modernen Wohlfahrtsstaat-
lichkeit zählt zu den größten sozioökonomischen 
Errungenschaften des vergangenen Jahrhunderts. 
Steuer- und transferpolitische Neuerungen führ-
ten zu einer historisch einmaligen Reduktion der 
Einkommensungleichheit und der Bildung einer 
breiten Mittelschicht, die bis heute den Kern un-
serer Gesellschaft und der demokratischen Ord-
nung bildet. Die konvergente Entwicklung der 
Nachkriegsjahre hielt bis in die Mitte der 1980er 
Jahre an. Seitdem unterliegt wohlfahrtsstaatliche 
Politik zunehmend ökonomischen Sachzwängen 
und für viele Expertinnen und Experten steckt 
der Sozialstaat seither in einer Krise. In diesem 
Zusammenhang wurde Anfang der 1990er Jahre 
die Race-to-the-bottom-These formuliert, die be-
sagt, dass Nationalstaaten aufgrund wirtschaft-
licher Integrationsprozesse in einen Wettlauf um 
marktfreundliche Bedingungen geraten, zu de-
ren Folgen sinkende Steuereinnahmen, ein Ab-
schmelzen der Steuerprogression und eine Ero-
sion wohlfahrtstaatlicher Standards zählen 
(Genschel 2005; Kellermann/Zitzler 2007). 

Diese pessimistische Perspektive ist jedoch 
umstritten. Insbesondere weil sich zentrale ma kro-
ökonomische Kennzahlen, wie etwa die Steuer-
quoten, in den vergangenen Dekaden als stabil 
erwiesen, gilt die Race-to-the-bottom-These als 
widerlegt. Auch im internationalen Vergleich ist 
keine Anpassung nach unten zu erkennen und 
die Finanzpolitik verkörpert wie kaum ein zweites 
Politikfeld nationale Gestaltungssouveränität. 
Das Kapitel über den Einfl uss von Globalisie-
rungsprozessen auf den Wohlfahrtsstaat an dieser 
Stelle zu schließen, käme jedoch verfrüht. Denn 

auch wenn der deutsche Staat nach wie vor in der 
Lage ist, signifi kante Mittel zur Finanzierung des 
Wohlfahrtsstaates zu generieren, gibt es ausrei-
chend Hinweise dafür, dass sich durch zahlreiche 
Reformen die Verteilung der Steuerbelastung 
nachhaltig geändert hat (Ganghof/Genschel 
2008; Schratzenstaller 2012). Auch die Sozialpoli-
tik war wiederkehrender Gegenstand politischer 
Reformen, sodass sich heute die Frage stellt, ob 
und wie sich die Umverteilungsleistung von 
 Steuer- und Transferpolitik in Deutschland seit 
den 1990er Jahren entwickelt hat.

Durch mikrofundierte empirische Messver-
fahren werden hier neuartige Daten präsentiert, 
die zeigen, dass, ungeachtet der stabilen Steuer-
quoten, die Umverteilungsleistung der Steuer-
politik in Deutschland sinkt und Transferpro-
gramme für eine Korrektur der Einkommensun-
gleichheit und Armutsbekämpfung zunehmend 
wichtiger werden. Die Untersuchung knüpft da-
mit an die Debatte um den Einfl uss von Globali-
sierungsprozessen auf die Leistungsfähigkeit des 
Wohlfahrtsstaates an. Der relevante Unterschied 
zu übrigen Arbeiten zu dieser Thematik ist, dass 
nicht die politischen Reformen an sich, sondern 
deren Effekte auf die sozioökonomische Lebens-
wirklichkeit und die Verteilung von Einkommen 
in den Fokus gerückt werden.

Das Papier untersucht die Entwicklung der 
Einkommensungleichheit in Deutschland und 
die Reformtrends in den wichtigsten einkom-
mensbezogenen Steuer- und Transferpolitiken, 
die sich auf die Struktur der Einkommensvertei-
lung auswirken.1 Der Untersuchungszeitraum 
deckt die Jahre zwischen 1991 und 2010 ab. Ne-

1 Neben der Verteilung und Umverteilung von Einkommen spielt die Verteilung von Vermögen eine entscheidende Rolle für die sozio-
ökonomische Struktur unserer Gesellschaft. Die gegenwärtige Untersuchung beschränkt sich aus Gründen der Datenverfügbarkeit auf 
die Evaluierung von einkommensbezogenen Politiken. Vermögensungleichheit wird dabei als Folge von Einkommensungleichheit be-
trachtet, sodass eine Auseinandersetzung mit der Gestaltung der Einkommens(um)verteilung in der langen Frist indirekte Implikationen 
auf Vermögens(um)verteilung besitzt. In Abschnitt 3.5 wird in einem Exkurs auch auf die Entwicklung vermögensbezogener Finanz-
politiken eingegangen, die sich in den allgemeinen Trend der Transformation des Steuersystems einfügen.
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ben einer methodisch gesicherten Evaluation der 
Umverteilungsleistung von Steuer- und Transfer-
politiken und deren dynamischer Entwicklung 
soll vor allem die Sensibilität der Leserin und des 
Lesers für  fi nanzpolitische Umverteilungsmecha-
nismen geschärft werden, um die fortwährend 
kontroverse Debatte in der Finanzpolitik einord-
nen zu können. Ziel der nachfolgenden Diskus-
sion ist es, einzelne politische Initiativen und Re-
formtrends hinsichtlich ihrer Umverteilungsleis-
tung zu bewerten und in das Gesamtsystem der 
deutschen Steuer- und Transferpolitik einzuord-
nen. Relevante Fragen sind in diesem Zusammen-
hang auch: Wem nützt „mehr Netto vom Brutto“? 
Und was ist davon zu halten, dass die oberen 
zehn Prozent der Einkommensskala mehr als die 
Hälfte der Einkommensteuern zahlen? Würde die 
sozioökonomische Ordnung durch die Realisie-
rung der ersten Forderung gerechter? Und haben 
wir es nach der zweiten Feststellung nicht ohne-
hin schon mit einer übermächtigen Version des 
 Robin Hood zu tun?

Die Beantwortung dieser Fragen stellt sich 
naturgemäß komplex dar. Auch die nachfolgende 
Analyse macht deutlich, dass für die Beurteilung 
der Verteilungsgerechtigkeit in der Steuer- und 
Transferpolitik zahlreiche Interaktionseffekte zu 
berücksichtigen sind. Denn die Steuerpolitik be-

steht nicht nur aus der progressiven Einkom men-
steuer, sondern kennt zahlreiche weitere Politik-
instrumente, deren Verteilungseffekte ohne Weite-
res nicht eindeutig bestimmbar sind. Nach der 
Berücksichtigung der wichtigsten Steuerarten ge-
langt man zu dem Ergebnis, dass Reiche nur un-
wesentlich mehr Steuern zahlen als Arme. Und 
die relative Mehrbelastung von hohen Einkom-
men schrumpft seit Jahren. Zudem unterliegt das 
gesamte Steuersystem seit Beginn der 1990er Jah-
re gravierenden Änderungen, die Auswirkungen 
auf die Verteilung der Steuerbelastung haben und 
damit die Umverteilungsleistung der Steuerpoli-
tik verändern. Um ein umfassendes Bild zu erhal-
ten, wird neben der Einnahmenseite auch die 
Ausgabenseite betrachtet. 

Das Papier ist wie folgt aufgebaut: In Ab-
schnitt 2 werden grundlegende Funktionen der 
Steuerpolitik und die Mechanismen, die in der 
 Finanzpolitik zu Umverteilungseffekten führen, er-
läutert. In Abschnitt 3 werden die Entwicklungs-
trends der wichtigsten steuer- und transferpoli-
tischen Instrumente dargestellt und deren Vertei-
lungseffekte mit Hilfe von mikrofundierten Mess-
verfahren evaluiert. Das Papier schließt mit einer 
Zusammenfassung sowie einer Einordnung der 
Ergebnisse und formuliert die Herausforderungen 
für zukünftige Steuer- und Transferpolitik.
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Bevor die empirische Entwicklung der Finanz-
politik in Deutschland untersucht wird, sollen 
hier die grundlegenden Funktionen und Vertei-
lungsmechanismen der Finanzpolitik diskutiert 
werden. Wozu brauchen wir Steuern und den 
Wohlfahrtsstaat? Durch welche Zusammenhänge 
entsteht Umverteilung? Woran bemisst sich 
 Steuer gerechtigkeit? Dies sind die Fragen, die für 
die Beurteilung der Gerechtigkeit eines Steuer- 
oder Transfersystems und deren Umverteilungs-
leistung zu beantworten sind.

In der staatsskeptischen Perspektive sind 
Steuern ein notwendiges Übel zur Finanzierung 
der öffentlichen Haushalte und staatlicher Auf-
gaben. Sie transferieren Ressourcen vom privaten 
zum öffentlichen Sektor und mindern dadurch 
zunächst einmal die individuelle Wohlfahrt und 
Konsummöglichkeiten. Wären wir also ohne 
Steuern besser dran? Die Antwort lautet eindeutig 
nein. Denn wir sind für die Bereitstellung öffent-
licher Güter und eine gerechte Verteilung der 
Ressourcen auf den Staat angewiesen (Przeworski 
2003). Aufgrund von Marktversagen können be-
stimmte Leistungen, wie etwa Bildung, Investi-

tionen in öffentliche Infrastruktur oder Grund-
lagenforschung nicht in ausreichender Menge 
und Qualität von der Privatwirtschaft bereitge-
stellt werden.2 Zudem steigt die Bedeutung derar-
tiger öffentlicher Güter mit sozialen Entwicklun-
gen, die zu einer zunehmend individualisierten 
Gesellschaft führen, und der Entwicklung einer 
Wirtschaftsordnung, deren Leistungsfähigkeit 
immer stärker auf dem Einsatz von Humankapi-
tal und Technologie beruht. Des Weiteren ist der 
Staat gefordert, wenn es um Absicherung sozialer 
Risiken geht. Ohne demokratische Gesetzgebungs-
kompetenz und etablierte staatliche Institutionen 
lassen sich soziale Sicherungssysteme nicht effi -
zient organisieren.3 Mit zunehmenden sozialen 
Risiken und einem steigenden Bedarf nach öf-
fentlichen Gütern müssen also auch Antworten 
dafür gefunden werden, wie der steigende Finanz-
bedarf der öffentlichen Haushalte durch eine 
nachhaltige, effi ziente und gerechte Steuererhe-
bung gedeckt werden kann.

Neben der Finanzierung der Staatsaufgaben 
haben Steuern dabei auch eine Stabilisierungs-4, 
Lenkungs-5 und Umverteilungsfunktion, die mit 

2. Mechanismen und Verteilungseffekte der Steuerpolitik 

2 „Öffentliche Güter“ sind solche Güter, deren Konsum durch eine fehlende Rivalität und Ausschließbarkeit gekennzeichnet ist. Öffent-
liche Güter kommen daher allen zugute und niemandem kann der Nutzen verwehrt werden. Die Bereitstellung öffentlicher Güter ist 
deshalb immer von der Trittbrettfahrerproblematik bedroht, bei der Individuen von öffentlichen Gütern profi tieren, ohne für deren 
Bereitstellung zu bezahlen (Olson 1965). Das kann ein Betrieb sein, der eine Hochschulabsolventin einstellt, ohne für deren akademi-
sche Ausbildung zu bezahlen, oder ein Kaufmann, der auf Basis eines funktionierenden Rechtssystems seine Verträge schließt. Weil es 
nicht möglich ist, die Kosten, die bei der Bereitstellung öffentlicher Güter entstehen, auf die tatsächlichen Nutzer zu verteilen, können 
öffentliche Güter nur von öffentlichen Einrichtungen bereitgestellt werden. Diese sind auf die Finanzierung aus allgemeinen Mitteln 
(Steuern) angewiesen.

3 In der polit-ökonomischen Literatur ist von „moral hazard“ die Rede, wenn Individuen ihr Verhalten ändern und weniger Eigenverant-
wortung wahrnehmen, nachdem sie eine (Sozial-)Versicherung abgeschlossen haben. Jeder Mensch besitzt beispielsweise ein Risiko, 
unverschuldet in Arbeitslosigkeit zu geraten. Um festzustellen, ob eine Person einen legitimen Bedarf auf Lohnersatzzahlungen (bspw. 
Arbeitslosenunterstützung) hat, sind umfangreiche Einblicke in die persönliche Situation der Menschen notwendig. Ein privater Ver-
sicherer wäre dabei auf die Arbeit eines Heers von denunziantischen Privatdetektiven angewiesen. Effi zient und gerecht lassen sich 
(Sozial-)Versicherungen deshalb nur durch demokratisch legitimierte und sanktionsfähige öffentliche Einrichtungen erbringen.

4 Die Stabilisierungsfunktion der Finanzpolitik dient dem fi skalpolitischen Ausgleich von makroökonomischen Konjunkturzyklen. Die 
gegenwärtige Finanz- und Wirtschaftskrise, die nur mit Hilfe immenser staatlicher Eingriffe bewältigt werden kann, veranschaulicht 
eindringlich die Bedeutung der Stabilisierungsfunktion.

5 Die Lenkungsfunktion von Steuern beabsichtigt, das Verhalten von Individuen zu beeinfl ussen. So wird individuell oder kollektiv schäd-
liches Verhalten mit einer Steuer belegt und dient dazu, Anreize für eine Verhaltensänderung zu liefern oder externe negative Effekte zu 
internalisieren (z. B.: Tabaksteuer, Öko-/Energiesteuer).
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unmittelbaren positiven Wohlfahrtseffekten ver-
bunden ist. Dieses Papier beschäftigt sich primär 
mit Themen der fi nanzpolitischen Gerechtigkeit, 
weshalb die Umverteilungseffekte von Steuer- 
und Transferpolitik, die sich explizit auf eine Re-
duktion der Einkommensungleichheit beziehen, 
in den Vordergrund gerückt werden.

Obwohl die Zielsetzungen einer effi zienten 
und gerechten Steuererhebung unter Umständen 
in einem konkurrierenden Verhältnis zueinander 
stehen, gibt es zwei grundlegende Prinzipien für 
die Gestaltung von Steuerpolitik: Eine gerechte 
Steuerpolitik orientiert sich zunächst an der Leis-
tungsfähigkeit des Steuerzahlers, die sich an der 
Höhe seines Einkommens bemisst, und erfüllt 
die Kriterien der vertikalen und horizontalen 
Steuergerechtigkeit. Demnach müssen Personen 
mit einer höheren Leistungsfähigkeit eine höhere 
Steuerbelastung tragen (vertikale Steuergerechtig-
keit) und Steuerpfl ichtige bei gleicher Leistungs-
fähigkeit eine gleiche Steuerbelastung tragen 
(horizontale Steuergerechtigkeit), um eine gerechte 
Finanzpolitik zu gewährleisten. 

In der empirischen Lebenswirklichkeit fehlt 
es jedoch für die Ermittlung der maßgeblichen 
Leistungsfähigkeit an eindeutigen und objekti-
ven Kriterien. Die zu beantwortende Frage für 
den Gesetzgeber und die Finanzbehörden lautet: 
Wer ist aufgrund welcher Faktoren wie hoch zu 
besteuern, um eine gerechte Steuerpolitik zu rea-
lisieren? Die Defi nition der Bewertungsmaßstäbe 
fi ndet dabei im politischen Prozess statt. Zur Er-
fassung der Leistungsfähigkeit hat sich ein kom-
plexes Steuerrecht entwickelt, das Leistungsfähig-
keit in Form von Einkommenserzielung, Besitz-
ständen und Konsumtätigkeit bemisst. Die Heraus-
forderungen bestehen darin, die Leistungsfähig-
keit fair und vollständig zu bemessen und im 
Bedarfsfall gesellschaftspolitische Normen zu in-
tegrieren, die beispielsweise Ehepaare oder Fa-
milien besserstellen (Ehegattensplitting), die die 
Einkommenserzielung aus Erwerbstätigkeit und 
Kapitalerträgen (Einkommens- und Kapitalertrags-
besteuerung) vergleichbar macht oder den Kon-
sum vom Grundnahrungsmitteln gegenüber dem 

Konsum von Luxusgütern (ermäßigter Mehrwert-
steuersatz) begünstigt.

Eine gerechte Steuerpolitik generiert also 
nicht nur Steueraufkommen, sondern verteilt die 
Lasten der Besteuerung nach sozialen und wirt-
schaftlichen Kriterien. Die Umverteilungsfunk-
tion der Steuerpolitik soll dabei eine Verteilung 
der Steuerbelastung umsetzen, die zu einer Redu-
zierung der Einkommensungleichheiten führt. 
Ein Besteuerungsinstrument, das die relativen 
Einkommensabstände zwischen Personen und 
Haushalten reduziert, wird progressiv genannt. 
Proportionale Steuern verändern dagegen die 
Einkommensabstände nicht, während regressive 
Steuern die Ungleichheit der Primäreinkommen 
sogar verstärken. Progressive Besteuerungsarten 
sind durch einen steigenden Durchschnitts-
steu e rsatz gekennzeichnet, bei dem der Anteil der 
Steuerschuld am Einkommen mit steigendem 
Einkommen wächst. Diese sind in der allgemei-
nen wohlfahrtsökonomischen Theorie mit einer 
Steigerung der kollektiven Wohlfahrt verbunden 
und gelten deshalb als fair und politisch wün-
schenswert.6 Bei regressiven Steuern sinkt der An-
teil der Steuern am Einkommen mit steigendem 
Einkommen, sie führen zu Wohlfahrtsverlusten, 
sind unfair und haben darüber hinaus zahlreiche 
negative Effekte auf die Stabilität und Leistungs-
fähigkeit des politischen und ökonomischen Sys-
tems (Stiglitz 2012).

Die Verteilungseffekte werden im Wesent-
lichen aus der Defi nition der Bemessungsgrund-
lage und dem Tarifverlauf der Steuer bestimmt. 
Das Steuergesetz kennt zahlreiche Ausnahmen, 
Sondertatbestände, Abzugsmöglichkeiten, Frei-
beträge und Tarifstrukturen. Um eine Steuer be-
werten zu können, muss für jede Steuerart zu je-
dem Zeitpunkt die Frage gestellt werden, ob sie 
einen steigenden oder sinkenden Durchschnitts-
steuersatz impliziert, ob sie zu einer Reduktion 
oder Verstärkung von Einkommensunterschie-
den führt und ob die empirische Verteilung der 
Steuerbelastung der ursprünglichen demokratisch 
legitimierten Intention entspricht?

6 Diese Aussage gilt unter der etablierten Annahme einer konkaven Nutzenfunktion.
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Eine verteilungspolitische Evaluation eines 
Finanzinstruments lässt sich zum einen aus der 
unmittelbaren Analyse des Steuerinstruments 
selbst erreichen. Wenn etwa die Reduktion eines 
Spitzensteuersatzes der Einkommensteuer Reiche 
einseitig begünstigt, bedeutet dies eine Reduk tion 
der Umverteilungsleistung und eine Zunahme 
der relativen Einkommensungleichheit. Aber 
auch strukturelle Faktoren spielen bei der Bewer-
tung von fi nanzpolitischen Instrumenten eine 
maßgebliche Rolle. Denn auch, wenn ein Besteu-
erungsinstrument alle Personen formal gleich be-
handelt, faktisch aber nur bestimmte Einkom-
mensgruppen betrifft, resultieren daraus Vertei-
lungseffekte. Die relevante Frage lautet deshalb, 
wer von der steuerlichen Vergünstigung von 
 Theaterveranstaltungen oder dem Erwerb von 
Wohneigentum profi tiert? Es sind tendenziell 
Personen aus der Mittel- und Oberschicht. Damit 
sind derartige Steuerinstrumente tendenziell als 
regressiv und ungleichheitsverstärkend einzu-
stufen. Umgekehrt wirken steuerliche Vergünsti-
gungen für Familien umverteilend, wenn man da-
von ausgeht, dass Familien mit Kindern ein unter-
durchschnittliches Pro-Kopf-Einkommen erzielen. 
Ein weiteres Beispiel stellt die Tabaksteuer (oder die 
Kfz-Steuer) dar, für die unter Verteilungsgesichts-

punkten7 die Frage gestellt werden muss, wie 
hoch das Einkommen eines durchschnittlichen 
Tabakkonsumenten (Fahrzeughalters) im Ver-
gleich zur Grundgesamtheit ist. Findet man unter 
den Rauchern mehrheitlich einkommensschwa-
che Personen (und unter den Autofahrern mehr-
heitlich Wohlhabende und Unternehmen), dann 
wirkt die Tabaksteuer ungleichheitsverschärfend 
(und die Kfz-Steuer ungleichheitsreduzierend).

Die Tatsache, dass es möglich ist, die Steuer-
belastung nach den Kriterien politischer Wünsch-
barkeit zu gestalten, gibt Anlass zur Hoffnung, 
dass eine gerechte Steuerpolitik möglich ist. Da-
bei gilt jedoch auch, dass politische Prozesse dem 
Einfl uss politischer Interessen und externen Rest-
riktionen, wie etwa dem internationalen Wett-
bewerbsdruck, unterliegen. Aus diesem Grund ist 
zu überprüfen, ob die steuerpolitischen Änderun-
gen, die das deutsche Steuersystem in den letzten 
Jahren geprägt haben, den genannten Kriterien 
der Steuergerechtigkeit entsprechen und ob sich 
die Umverteilungsleistung der Steuer- und Trans-
fersysteme verändert hat. Zu diesem Zweck sollen 
im nachfolgenden Abschnitt die Reformtrends 
der vergangenen zwei Dekaden in den wichtigs-
ten Steuerarten nachvollzogen und deren Ver-
teilungseffekte analysiert werden.

 

7 In diesem Zusammenhang soll von der gesundheitspolitischen Lenkungsfunktion abstrahiert werden. Lenkungsfunktionen sind etwa 
auch für die Realisation umweltpolitischer Maßnahmen von großer Bedeutung, jedoch nicht Gegenstand dieses Papiers, das sich primär 
mit Verteilungseffekten beschäftigt.



11

WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

Die Einkommensungleichheit ist in Deutschland 
in den vergangenen zwei Dekaden deutlich ge-
stiegen. Im Vergleich mit anderen OECD-Staaten 
schneidet Deutschland schlecht ab, sodass da-
von auszugehen ist, dass es sich bei der steigen-
den Einkommensungleichheit nicht ausschließ-
lich um ein strukturbedingtes Phänomen han-
delt. Der Gini-Koeffi zient8, der die Ungleichheit 
der Einkommen bemisst, wächst in Deutschland 
beispielsweise im Zeitraum zwischen 1990 und 
2010 um rund vier Gini-Punkte. Drei Viertel der 
OECD-Staaten erzielen in diesem Zeitraum ein 
besseres Ergebnis; darunter Österreich, die Nieder-
lande, Frankreich und das Vereinigte Königreich 
(OECD 2008). Auch im statischen Vergleich hat 
Deutschland sein einstmals gutes Ranking verlo-
ren. In den 1980er und 1990er Jahren gehörte 
Deutschland noch zu den egalitären Gesellschaf-
ten unter den entwickelten Industrienationen. 
Heute erreicht Deutschland bei der Einkommens-
ungleichheit nur noch Durchschnittswerte. Beim 
Anstieg der Einkommensarmut liegt Deutschland 
in der OECD-Statistik sogar auf dem vorletzten 
Platz und nur Irland schneidet noch schlechter 
ab. Jede dritte Person erzielt kein eigenes Markt-
einkommen und ist auf Transfers aus der Familie 
oder vom Staat angewiesen (Bach/Corneo/Steiner 
2009). Damit ist Ungleichheit auch hierzulande 
zu einem Problem geworden.

Erklärungen für die steigende Einkommens-
ungleichheit sind zum Teil in der Arbeitsmarkt- 
und Lohnpolitik zu suchen. Andererseits hat sich 
jedoch vor allem die Rolle der Steuer- und Trans-

ferpolitik in der Umverteilung von Einkommen 
geändert. Um die Entwicklung der Umvertei-
lungsleistung von Finanzpolitiken evaluieren zu 
können wird im nachfolgenden Abschnitt eine 
methodengesicherte Analyse der wichtigsten 
 Finanzinstrumente geleistet. Dazu soll eine Be-
standsaufnahme der Steuer- und Transferpolitik 
vorgenommen, die Verteilungseffekte der wich-
tigsten fi nanzpolitischen Instrumente diskutiert 
und die Entwicklungstrends der vergangenen 
Jahre nachvollzogen werden. 

In den vorangegangenen Abschnitten wurde 
deutlich, dass der umverteilungswirksame Wohl-
fahrtsstaat letztlich ein Aggregat aus verschiede-
nen Steuer- und Transferpolitiken darstellt. Die 
einzelnen Politikfelder unterlagen in den vergan-
gen Dekaden einer Vielzahl von Reformen und 
Umstrukturierungen. Alleine bei der Einkom-
mensteuer wurden beispielsweise in den ver-
gangenen 20 Jahren niedrige Einkommen durch 
eine Anhebung des Freibetrags entlastet. Glei-
chermaßen wurden hohe Einkommen durch 
die mehrfache Senkung des Spitzensteuersatzes 
besser gestellt. Welche Aussagen lassen sich dar-
aus über die Gesamtentwicklung der Steuer -
politik treffen? Ist das deutsche Steuersystem 
 dadurch gerechter oder ungerechter geworden? 
Wie haben sich die jüngsten sozialpolitischen 
 Reformen, insbesondere der Agendapolitik, auf 
die Umverteilungsleistung des Wohlfahrtsstaates 
ausgewirkt? Wer hat von den zahlreichen fi nanz-
politischen Änderungen profi tiert und wer sind 
die Verlierer? 

3. Entwicklungen der Umverteilungseffekte in der Steuer- und 

 Transferpolitik  

8 Einkommensungleichheit wird mit Hilfe des Gini-Koeffi zienten gemessen, der ein statistisches Maß zur Erfassung von Ungleichheit 
darstellt. Er nimmt Werte zwischen 0 und 1 an (0 = vollkommene Gleichheit, 1 = extreme Ungleichheit). Gini-Koeffi zienten werden auf 
Basis von Haushaltsdaten berechnet, die durch Umfragen gewonnen werden. Dabei ist davon auszugehen, dass die gemessene Ungleich-
heit systematisch unterschätzt wird, weil sehr hohe Einkommen aus Datenschutzgründen von der Umfrageforschung ausgenommen 
werden.
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Diese Fragen werden in der Politik und der 
Wissenschaft, vor allem aber von den Bürgerin-
nen und Bürgern, gestellt. In diesem Zusammen-
hang zuverlässige Aussagen über die Entwicklung 
der Umverteilungsleistung zu machen, ist alles 
andere als trivial, denn die empirische Wirklich-
keit der modernen Wohlfahrtsstaatlichkeit stellt 
sich als äußerst komplex dar. Eine Vielzahl von 
steuer- und transferpolitischen Instrumenten 
wirkt gleichzeitig auf die Verteilung der Einkom-
men und verkompliziert die Beurteilung des deut-
schen Finanzsystems. Von besonderem Interesse 
für die Evaluierung der Umverteilungsleistung in 
der Steuer-und Transferpolitik ist die Berück-
sichtigung von gegenläufi gen Entwicklungen. 
Diese lassen sich in der empirischen Messung 
nicht einfach saldieren, sondern müssen auf der 
Ebene der Mikrodaten in die Ungleichheits- und 
Umverteilungsmessung eingearbeitet werden. Zu-
dem bestimmen unübersichtliche Interaktions-
effekte zwischen der Entwicklung der Marktein-
kommen und der Finanzpolitik die hier relevan-
ten Umverteilungseffekte (Lambert 2001). In der 
nachfolgenden empirischen Analyse soll eine 
umfassende Evaluation der Umverteilungseffekte 
in der Steuer- und Transferpolitik über einen Zeit-
raum von 20 Jahren für Deutschland vorgenom-
men werden.

In den nachfolgenden Abschnitten werden 
Messergebnisse für die Umverteilungsleistungen 
der wichtigsten steuer- und transferpolitischen 
Instrumente sowie des Gesamtsystems disku-
tiert.9 Der Umverteilungseffekt wird dabei als 
 Änderung der Ungleichheit zwischen der 
Markteinkommens verteilung und der Verteilung 
der Einkommen nach dem Wirken eines fi nanz-
politischen Instruments gemessen (Reynolds-
Smolensky-Index, (Reynolds/Smolensky 1977)). 
Positive Werte zeigen eine Reduktion der Einkom-

mensungleichheit an, wogegen negative Werte 
als eine Verschärfung der Einkommensungleich-
heit zu interpretieren sind.

Durch die Anwendung eines progressiven 
Einkommensteuertarifs werden beispielsweise die 
relativen Einkommensabstände der Nach-Steuer-
Einkommensverteilung gegenüber den relativen 
Einkommensabständen der Markteinkommen 
 reduziert. Umgekehrt vergrößert eine typisch re-
gressive Umsatzsteuer die relativen Einkommens-
abstände und die Ungleichheit erhöht sich da-
durch. Umverteilungseffekte werden so als Än-
derung der Einkommensverteilung beobachtbar. 
Der Reynolds-Smolensky-Index enthält Informa-
tionen über sämtliche, unter Umständen gegen-
läufi ge, Verteilungseffekte. Dadurch werden die 
Verteilungseffekte verschiedener Steuerarten und 
die Verteilungseffekte einer bestimmten Steuerart 
im Zeitverlauf vergleichbar und eindeutig inter-
pretierbar aufbereitet. Vereinfacht lässt sich das 
Messverfahren auch als Veränderungen der Gini-
Koeffi zienten zwischen Vor-Steuer-Einkommen 
und Nach-Steuer-Einkommen beschreiben.

3.1 Entwicklung in der Umverteilungs-
 leistung der Einkommensteuer

Die Einkommensteuer gilt als die bestmögliche 
Umsetzung des Leistungsfähigkeitsprinzips. Weil 
die Verteilung der Steuerbelastung unmittelbar 
an die Einkommenserzielung anknüpft und sich 
mit einem progressiven Tarifverlauf die Umver-
teilungsleistung der Einkommensteuer politisch 
gestalten lässt, spielen Einkommensteuern eine 
besondere Rolle in der Entwicklung der moder-
nen Wohlfahrtsstaatlichkeit. Die hier gemessenen 
Indexwerte zur Erfassung der Umverteilungsleis-
tung liegen für die Einkommensteuer durchweg 

9 Die Messung der Umverteilungseffekte von Politikergebnissen stellt die empirische Sozialwissenschaft vor große Herausforderungen. Ist 
man an der Evaluierung von realen politischen Reformen interessiert, ist dazu die Verarbeitung großer Datenmengen notwendig. Diese 
Daten werden in der Regel durch aufwändige Umfragen auf der Haushalts- oder Individualebene erhoben. Eine Alternative stellt ledig-
lich die Simulation von Umverteilungseffekten dar. So gewonnene Aussagen sind jedoch zwangsläufi g durch zuvor getroffene Annah-
men konditioniert. Das gegenwärtige Interesse gilt der realen empirischen Entwicklung des deutschen Wohlfahrtsstaates in der jüngsten 
Vergangenheit. Auf die Formulierung von Modellannahmen wird deshalb verzichtet. Die Analyse der tatsächlichen Politikergebnis-
se ist jedoch durch die Verfügbarkeit von empirischen Daten begrenzt und konzentriert sich in dieser Arbeit auf die Evaluierung der 
 Einkommensteuer, der Mehrwertsteuer, Sozialversicherungsbeiträge, Transferprogramme und den aggregierten Gesamteffekt dieser 
Politikfelder (vgl. Kammer 2013).
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Abbildung 1: 

Entwicklung der Umverteilungsleistung in der Einkommensteuer, Reynold-Smolensky-Indexwerte

Quelle: Eigene Berechnung.
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im positiven Bereich (Abbildung 1). Die typische 
progressive Struktur der Einkommensteuer führt 
also, ungeachtet aller Abzugs- und Sondertat-
bestände, zu einer effektiven Einkommensum-
verteilung von Reich zu Arm.

Im Zeitverlauf zeigt sich zunächst kein ein-
deutiger Trend bei der Entwicklung der Umver-
teilungsleistung. Die Indexwerte unterliegen 
 einer hohen Fluktuation, was nicht zuletzt kon-
junkturelle Ursachen hat und auf die Stabili-
sierungsfunktion der Einkommensteuer zurück-
zuführen ist. Dennoch sei auf zwei Auffälligkeiten 
im Kurvenverlauf hingewiesen. Zum einen ist ein 
deutlicher Anstieg der Umverteilungsleistung in 
der Zeit zwischen 1995 und 1997 zu beobachten. 
Zum anderen fällt auf, dass nach dem sprung-
haften Anstieg der Umverteilungsleistung die In-
dex-Werte seit dem Jahr 2001 einem sinkenden 
Trend unterliegen. 

Der sinkende Trend der Umverteilungsleis-
tung kommt durch eine Vielzahl an Steuerrefor-
men zustande, die in einem Zusammenhang mit 
dem internationalen Steuerwettbewerb stehen 
(Ganghof/Genschel 2008).10 Dies bemisst sich ne-
ben den hier analysierten Indexwerten zur Um-
verteilung auch an sinkenden persönlichen 
Durchschnittsteuersätzen und sinkenden Grenz-
steuersätzen der Einkommensteuer im Zeitraum 
zwischen 2000 und 2010 für alle Einkommens-
gruppen (Schratzenstaller 2012: 28, 30). Zur För-
derung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
und aus Angst vor der Abwanderung mobiler 
Steuerbasen wurden die Steuersätze mehrfach 
 gesenkt und die Bemessungsgrundlage verbrei-
tert. Die Folge ist eine steuerliche Entlastung ho-
her Einkommen und ein sinkender Trend der 
Umverteilungsleistung der Einkommensteuer.

10 Eine alternative Interpretation der Wellenform könnte auch konjunkturelle Faktoren für das Schwanken der Umverteilungsleistung 
verantwortlich machen. Robustheitstests, die für den Einfl uss der (konjunkturbedingten) Vor-Steuer-Einkommensungleichheit kontrol-
lieren, zeigen jedoch, dass es sich bei den gemessenen Ergebnissen tatsächlich um Policy-Effekte handelt.
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In diesem Zusammenhang wurden in den 
Jahren zwischen 1999 und 2005 erhebliche 
 Steuersenkungen für hohe persönliche Einkom-
men realisiert.11 Dabei wurde der Spitzensteuer-
satz der Einkommensteuer von 53 Prozent schritt-
weise auf 42 Prozent gesenkt. Eine erneute margi-
nale Mehrbelastung für sehr hohe Einkommen 
wurde zwar im Jahr 2007 durch einen „Reichen-
steuerzuschlag“ für hohe Einkommen, die 
250.000 Euro übersteigen, und einem geltenden 
Steuersatz von 45 Prozent erreicht. Gegenüber 
der Situation aus dem Jahr 1998 handelt es sich 
dabei jedoch eher um kosmetische Korrekturen.

Eine weitere Reduktion der Umverteilungs-
leistung der Einkommensteuer resultiert aus der 
Begünstigung von Kapitaleinkünften. Durch die 
Einführung der Riesterrente wurde die Steigerung 
von Kapitaleinkünften für Privathaushalte steu-
erlich gefördert, indem Beiträge für eine kapital-
gedeckte Altersvorsorge in vollem Umfang vom 
steuerpfl ichtigen Einkommen abgezogen werden 
können. Die Einkünfte aus Kapitaleinkommen 
sind wiederum Gegenstand der Kapitaleinkom-
mensbesteuerung (seit 2009 Abgeltungsteuer), 
die niedriger liegt als die Steuerbelastung für per-
sönliche Einkommen. Die steuerliche Begünsti-
gung von Kapitaleinkünften kommt insgesamt 
mittleren und hohen Einkommensgruppen zugu-
te, während diese Entlastungen für die Bezieher 
niedriger Einkommen irrelevant sind. Durch die 
Abgeltungsteuer werden Zinsen, Dividenden und 
Kursgewinne pauschal mit einem Steuersatz von 
25 Prozent besteuert. 

Der sprunghafte Anstieg der Umverteilungs-
leistung in den Jahren 1995 - 1997 ist durch punk-
tuelle Reformen zur Entlastung niedriger Ein-
kommen durch die Steuerfreistellung des Exis-
tenzminimums und die Neuregelung des Fami-
lienausgleichs zu erklären. Diese fi nanzpolitischen 
Änderungen waren durch Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichtes notwendig geworden 

und stehen dem allgemeinen Trend zur Reduk-
tion der Umverteilungsleistung in der Einkom-
mensteuer entgegen.

3.2 Entwicklung in der 
 Umverteilungsleistung der 
 Sozialversicherungsbeiträge

Sozialversicherungsbeiträge spielen für den deut-
schen Wohlfahrtsstaat eine besondere Rolle, weil 
ein Großteil der sozialpolitischen Transferpro-
gramme nicht durch allgemeine Steuern, sondern 
nach der Bismarck’schen Tradition des Sozialstaa-
tes durch Beiträge der Versicherten fi nanziert 
wird. Dabei gilt zunächst, dass die gesetzliche 
Ausgestaltung der Sozialversicherungsbeiträge 
 einen proportionalen Tarifverlauf vorsieht. Ohne 
die Betrachtung der Bemessungsgrundlage würde 
sich daraus eine verteilungsneutrale Erhebung 
der Sozialversicherungsbeiträge ergeben. Die Aus-
gestaltung und Verteilung der Bemessungsgrund-
lage hat jedoch erheblichen Einfl uss auf die effek-
tiven Umverteilungseffekte, was sich durch die 
hier verwendeten Messverfahren belegen lässt. 

Tatsächlich besitzen Sozialversicherungsbei-
träge eine regressive Struktur, weil sie nur bis 
zu einer defi nierten Bemessungsgrenze erhoben 
werden (66.000 Euro Jahreseinkommen West-
deutschland, 57.600 Euro Jahresaufkommen Ost-
deutschland). Außerdem sind Selbstständige und 
Beamte von der Sozialversicherungspfl icht be-
freit. Weil diese Gruppen mit einem überdurch-
schnittlichen Einkommen die Möglichkeit ha-
ben, in private Versicherungen zu investieren 
und sich nicht an der Finanzierung der allge-
meinen Sozialprogramme beteiligen, wird da-
durch die Umverteilungsleistung des Wohlfahrts-
staates untergraben.

Die empirische Messung zeigt, dass die Index-
werte über den gesamten Zeitraum im negativen 

11 Dazu zählen beispielsweise die Senkung des Spitzensteuersatzes der persönlichen Einkommensteuer von 53 Prozent auf 51 Prozent im 
Jahr 2000, die Senkung des Spitzensteuersatzes für gewerbliche Einkünfte und die Absenkung der Progressionszone. Weitere Steuersen-
kungen wurden im Jahr 2002 umgesetzt. Darunter eine weitere Reduktion des Spitzensteuersatzes auf 48,5 Prozent. Es wurden jedoch 
auch Maßnahmen verabschiedet, die auch niedrige Einkommen begünstigen. Eine weitere Anhebung des Grundfreibetrags und die 
Absenkung des Eingangssteuersatzes sind hier als Beispiele zu nennen.
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Bereich liegen (Abbildung 2), und dies ungeach-
tet eines sozialversicherungsfreien Niedriglohn-
sektors. Damit sorgt die Erhebung von Sozialver-
sicherungsbeiträgen in Deutschland letztlich da-
für, dass sich die relativen Einkommensabstände 
zwischen Armen und Reichen vergrößern. Diese 
negative Umverteilung nimmt im Zeitverlauf zu 
und spiegelt eine Verlagerung der Finanzierungs-
struktur der Sozialleistungen wider, bei der die 
beschäftigungspolitisch motivierte Entlastung 
der Arbeitgeber zu einer Mehrbelastung der Ar-
beitnehmer führt (Bäcker/Jansen 2011).

3.3 Entwicklung in der 
 Umverteilungsleistung der 
 Mehrwertsteuer

Die allgemeine Umsatzsteuer besitzt ebenso wie 
Sozialversicherungsbeiträge trotz eines proportio-
nalen Steuertarifs eine regressive Verteilungswir-

kung. Diese resultiert im Fall der Mehrwertsteuer 
aus einer sinkenden marginalen Konsumneigung. 
Die Mehrwertsteuer wird proportional auf den 
Verkauf von sämtlichen Waren und Dienstleistun-
gen erhoben. Personen mit niedrigem Einkom-
men müssen jedoch einen höheren Anteil ihres 
verfügbaren Einkommens für die Bestreitung ih-
res Lebensunterhaltes aufwenden als wohlha-
bende Personen, die einen größeren Anteil ihres 
Einkommens sparen können. Aus diesem Grund 
trägt eine Person mit niedrigem Einkommen eine 
relativ zu ihrem Einkommen höhere Mehrwert-
steuerbelastung als Reiche, woraus sich ein re-
gressiver Verteilungseffekt ergibt, der die Einkom-
mensungleichheit verschärft. 

Um diese regressiven Verteilungseffekte ab-
zumildern, gilt für einige Güter und Dienst-
leistungen ein ermäßigter Mehrwertsteuersatz. 
Darunter fallen beispielsweise Lebensmittel, der 
öffentliche Personennahverkehr sowie verschie-
dene Kulturgüter oder Druckerzeugnisse. Die 

Entwicklung der Umverteilungsleistung der Sozialversicherungsbeiträge, Reynold-Smolensky-Indexwerte

Abbildung 2: 

Quelle: Eigene Berechnung.
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 Einführung eines reduzierten Mehrwertsteuer-
satzes folgt der Annahme, dass Personen mit ge-
ringem Einkommen einen relativ hohen Anteil 
ihres Einkommens für derartige Grundgüter aus-
geben. Durch die Anwendung eines reduzierten 
Steuersatzes soll der regressive Effekt abgemildert 
werden. Dabei zeigt sich, dass die Anwendung 
 reduzierter Mehrwertsteuersätze in Deutschland 
nicht zweifelsfrei den Beziehern niedriger Ein-
kommen zugutekommt und dass eine Korrektur 
des regressiven Verteilungseffektes nicht gelingt. 
Denn unter den Ausnahmen fi nden sich auch 
Waren und Dienstleistungen, die nicht als 
Grundgüter einzustufen sind. Die umsatzsteuer-
liche Begünstigung, etwa von Hotelübernach-
tungen, oder die Leistungen von Zahntechnikern 
erscheinen dabei eher als ein Wahlgeschenk an 
gut organisierte politische Interessengruppen. 
Denn wenn man weiter davon ausgeht, dass ten-
denzielle eher wohlhabende Personengruppen 
die Dienstleistungen von Hoteliers und Zahn-
technikern in Anspruch nehmen, dann folgt da-

raus eine Begünstigung des Warenkorbs von Rei-
chen gegenüber Armen und der Mittelschicht. 

Vielmehr hat die regressive Verteilungswir-
kung der deutschen Mehrwertsteuer durch klien-
telistische Ausnahmeregelungen und eine konti-
nuierliche Erhöhung des Regelsatzes der Mehr-
wertsteuer seit 1992 von 14 Prozent auf 19 Pro-
zent zugenommen (Abbildung 3). Dass diese 
Steuererhöhungen, die eindeutig die Einkom-
mensungleichheit verschärfen, ohne größeren 
politischen Widerstand hingenommen wurden, 
ist nur so zu erklären, dass sich die Konsumenten 
nur wenig für die Differenz zwischen Brutto- und 
Nettopreisen interessieren. Die Steuersummen, 
die durch tägliche Einkäufe entstehen, werden 
offensichtlich nicht hinsichtlich ihrer Steuer-
gerechtigkeit hinterfragt. Für Politiker bedeuten 
sie hingegen eine effi ziente Einnahmequelle zu 
niedrigen politischen Kosten. Aufgrund der Auf-
kommensstärke der Mehrwertsteuer und der 
deutlich negativen Indexwerte ist zu erwarten, 
dass die Erhebung der Mehrwertsteuer die posi-

Entwicklung der Umverteilungsleistung der Mehrwertsteuer, Reynold-Smolensky-Indexwerte

Abbildung 3: 

Quelle: Eigene Berechnung.
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tiven Umverteilungseffekte des gesamten Steuer-
systems untergräbt. Eine Evaluation der Umver-
teilungseffekte des gesamten Steuermixes wird 
nach dem Exkurs zu vermögensbezogenen Steu-
ern in Abschnitt 3.5 vorgenommen.

3.4 Entwicklung vermögensbezogener   
 Steuern

Vermögensbezogene Steuern realisieren per Defi -
nition sehr hohe Umverteilungseffekte. Weil sich 
die Bemessungsgrundlage im Wesentlichen auf 
Reiche konzentriert, ergibt sich daraus eine hoch-
gradig progressive Struktur für die Vermögen-
steuer. Die Vermögensteuer wird jedoch in 
Deutschland seit 1997 nicht mehr erhoben, wo-
mit die Umverteilungsziele für die Steuerpolitik 
zweifelsfrei zurückgesetzt wurden. Dennoch gibt 
es in Deutschland vermögensbezogene Steuern, 
wie etwa die Grundsteuer. Auch die Erbschaft- 
und die Schenkungssteuer fallen darunter. Weil 
für vermögensbezogene Steuern keine Mikro-
daten verfügbar sind, können die Umverteilungs-
effekte dieser Steuerarten nicht mit den gleichen 
Analyseverfahren wie die vorherigen Steuerpoli-
tiken evaluiert werden. Um jedoch ein möglichst 
vollständiges Bild von der Entwicklung des deut-
schen Steuersystems zu erhalten, wird auch 
die Entwicklung vermögensbezogener Steuern 
diskutiert.

In Deutschland entfallen auf derartige Steu-
ern 0,9 Prozent des Bruttoinlandsproduktes. Im 
OECD-Vergleich wird deutlich, dass Deutschland 
Vermögen besonders niedrig belastet, denn in 
den anderen OECD-Staaten liegt die durch-
schnittliche Steuerbelastung von Vermögen etwa 
doppelt so hoch. Niedriger werden Vermögen nur 
in Österreich und Tschechien besteuert, wogegen 
vermögensbezogene Steuern in den USA dreimal 
so hoch liegen und im Vereinigten Königreich so-
gar um das Vierfache größer ausfallen als in 
Deutschland (OECD 2010).

Die Grundsteuer ist heute die wichtigste ver-
mögensbezogene Steuer in Deutschland. Proble-
matisch dabei ist, dass die Verteilungswirkung 
der Grundsteuer sogar regressiv ausfällt, weil die 
Grundsteuer auf Mietpreise abgewälzt wird. Dies 
führt zu einer Verteuerung der Mieten und die 
 relative Steuerbelastung sinkt mit steigendem 
Einkommen.12  

Schließlich soll die Erbschaftsteuer als Son-
derform vermögensbezogener Steuern aufgrund 
der aktuellen politischen Relevanz im Folgenden 
kurz diskutiert werden. Für Erbschaftsteuern gilt, 
wie für alle anderen vermögensbezogenen Steu-
ern, dass sie aufgrund der Konzentration der Be-
messungsgrundlage auf Reiche eine besonders 
progressive Struktur aufweisen und potenziell 
dazu geeignet sind, Einkommens- und Vermö-
gensungleichheit zu reduzieren. Die Erhebung 
der Erbschaftsteuer ist in der Praxis jedoch mit 
wirtschaftlichen und verfassungsrechtlichen Pro-
blemen verbunden. Die Gegner der Erbschaft-
steuer mahnen mit dem Standardargument, dass 
durch die Besteuerung von Betriebsvermögen im 
Vererbungsfall die Fortführung eines Betriebs ge-
fährdet wird und die Erhebung der Erbschaft-
steuer deshalb Arbeitsplätze gefährdet. Deshalb 
gibt es zahlreiche politische Initiativen und gel-
tende Regelungen, die vererbte Betriebsvermögen 
gegenüber Privatvermögen zum Schutz von Ar-
beitsplätzen begünstigen. Diese Ungleichbehand-
lung stellt jedoch einen potenziellen Verstoß ge-
genüber dem in der Verfassung verankerten Prin-
zip der horizontalen Gleichbehandlung dar.

Diese politischen Konfl ikte begleiten auch 
die jüngste Entwicklung der Erbschaftsteuer in 
Deutschland. Im Jahr 2008 wurde das Erbschaft-
steuergesetz umfassend geändert. Dabei wurden 
die Freibeträge ausgeweitet und die Steuersätze in 
einigen Steuerklassen gesenkt. Außerdem wurden 
umfangreiche Verschonungsregeln für Betriebs-
vermögen eingeführt, die bis zu 85 Prozent des 
Betriebsvermögens von der Erbschaftsteuerpfl icht 
befreien. Diese Steuerverschonung wurde an die 

12 Dieser Zusammenhang gilt auch bei selbstgenutztem Wohneigentum, weil in Haushalten mit Wohneigentum typischerweise die 
 Sparquote höher liegt und die Ausgaben für Unterkunft einen kleineren Anteil am Gesamteinkommen haben, als bei Haushalten mit 
niedrigem Einkommen.
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Bedingung geknüpft, dass der Betrieb fortgeführt, 
eine bestimmte Lohnsumme dauerhaft gezahlt 
und die Betriebsanteile nicht veräußert werden.13  

Die Praxis der Erbschaftsteuer führt jedoch zu 
 erheblichen Verzerrungen von wirtschaftlichen 
Entscheidungen. Die geltende Erbschaftsteuer ist 
deshalb in Frage zu stellen und zu reformieren. 
Zudem ist seit der Einführung der Verschonungs-
regeln im Jahr 2008 das Aufkommen der Erb-
schaftsteuer erheblich zurückgegangen und die 
Umverteilungsleistung der Erbschaftsteuer sinkt.

Im Gesamtbild zeigt sich, dass vermögens-
bezogene Steuern in Deutschland im internatio-
nalen Vergleich schwach ausgeprägt sind und 
nicht die Umverteilungseffekte erzielen, die man 
aus theoretischen Erwartungen ableiten würde. 
Vielmehr ist durch die Aussetzung der Vermö-
gensteuer und die Ausweitung von Verscho-
nungsregeln bei der Erbschaftsteuer auch in die-
sem Bereich ein Trend zu einer sinkenden Um-
verteilungsleistung der Steuerpolitik zu erkennen. 

3.5  Entwicklung des gesamten Steuermixes

Aggregiert14 man die hier gemessenen Verteilungs-
effekte der Finanzierungsseite15, so wird deutlich, 
dass im Gesamtergebnis die Steuererhebung hohe 
Einkommen überproportional entlastet hat und 
die Umverteilungsleistung sinkt. Noch sind die 
gemessenen Indexwerte für das Steuersystem 
knapp positiv und es ist zu erkennen, dass die be-
trachteten Politikinstrumente zu einer mäßigen 
Korrektur der Einkommensungleichheit beitra-
gen. Allerdings zeigt sich auch, dass die Umver-
teilungsleistung des gesamten Steuersystems im 

Zeitverlauf seit Ende der 1990er Jahre deutlich 
sinkt (Abbildung 4). Während Umverteilungs-
ziele zunehmend aus der Steuerpolitik verschwin-
den, ist der Wohlfahrtsstaat für die Realisierung 
einer effi zienten Umverteilungsleistung immer 
stärker auf eine direkte Intervention durch Trans-
ferprogramme angewiesen.

3.6 Entwicklung in der Umverteilungs-
 leistung der Transferprogramme

Die Umverteilungsleistung des Wohlfahrtsstaates 
ist nicht auf die Steuerseite beschränkt. Zur Be-
urteilung der Leistungsfähigkeit des gesamten 
Wohlfahrtsstaates ist es deshalb erforderlich, 
auch die Struktur und den Umfang der Transfer-
programme zu berücksichtigen. Ebenso wie sich 
die Verteilung der Finanzierungslasten der öffent-
lichen Haushalte auf die Einkommensungleich-
heit auswirkt, besitzen auch sozialpolitische 
Transfers einen erheblichen Einfl uss auf die Ver-
teilung des Wohlstandes innerhalb einer Gesell-
schaft. Unter Transferprogrammen werden hier 
Einkommenstransfers verstanden, die Personen 
und Haushalten direkt zufl ießen. Öffentlich be-
reitgestellte Güter und Dienstleistungen können 
im Rahmen dieser Untersuchung nicht berück-
sichtigt werden.

Die Entwicklung des Sozialstaates wurde in 
den vergangenen Dekaden mit großer Sorge be-
trachtet. Häufi g war sogar die Rede von der Er-
schöpfung oder der Krise des Sozialstaates. Die 
Alterung der Gesellschaft und die hohen Arbeits-
losenzahlen, die insbesondere Ende der 1990er 
Jahre herrschten, führten dazu, dass die Sozial-

13 Die aktuelle Praxis der Erbschaftsteuer ist jedoch mit einer ganzen Reihe von ökonomischen Problemen verbunden. Neben einer offenen 
Diskriminierung von Betriebs- und Privatvermögen ist die geltende Verschonungsregel für Betriebsvermögen mit gravierenden Ver-
zerrungen hinsichtlich der Finanzierungsstruktur und der Rechtsform von Unternehmen verbunden. Außerdem muss der Betrieb von 
einem Familienmitglied fortgeführt werden. Diese steuerrechtliche Regelung festigt eine dynastische Unternehmenstradition, die nach 
heutigem betriebswirtschaftlichem Verständnis nicht die optimale Voraussetzung für zukünftigen Unternehmenserfolg oder eine dauer-
hafte Sicherung von Arbeitsplätzen darstellt.

14 Zur Evaluierung des Gesamteffekts müssen die Verteilungseffekte auf Ebene der Haushalte berücksichtigt werden. Ein Saldieren der 
 Indexwerte der einzelnen Steuerarten ist aus methodischen Gründen nicht zulässig.

15 Für die Evaluierung des gesamten Steuermixes werden hier die Einkommensteuern, Sozialversicherungsbeiträge und die Mehrwertsteuer 
herangezogen. Vermögensbezogene Steuern können aufgrund der Datenverfügbarkeit hier nicht berücksichtigt werden. Auch wenn es 
sich bei vermögensbezogenen Steuern tendenziell um progressive Steuerarten handelt, ist nicht zu erwarten, dass sich der aggregierte 
Umverteilungseffekt nennenswert ändert, weil die Steueraufkommen dieser Steuern im Vergleich zu den hier berücksichtigten Finanzie-
rungsinstrumenten klein sind. 
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versicherungen als automatische Stabilisatoren 
einsprangen. Die Beanspruchung der Wohlfahrts-
staatsprogramme hatte ein stetiges Wachstum  
der Sozialausgaben zur Folge und die Deckung 
des Finanzbedarfs gestaltete sich zunehmend 
schwieriger. Die Regierung Helmut Kohls bemüh-
te sich deshalb in den 1990er Jahren um Kür-
zungen in der Sozialpolitik, die jedoch häufi g an 
einfl ussreichen Vetopunkten und einer fehlen-
den Mehrheit im Bundesrat scheiterten.

Der anhaltende Problemdruck führte nach 
dem Regierungswechsel im Jahr 1998 zu um-
fangreichen Umstrukturierungen der Transfer-
programme in der rot-grünen Regierungszeit Ger-
hard Schröders. Die wichtigsten Reformen dieser 
Agendapolitik sind als Hartz-Reformen bekannt 
geworden. Dazu gehörte eine Kürzung der Be-
zugsdauer des Arbeitslosengeldes und die Zusam-
menlegung der Arbeitslosenunterstützung und 
Sozialhilfe. Des Weiteren wurde für den Anspruch 
auf Grundsicherung fortan eine Bedarfsprüfung 
notwendig, was eine stückweite Abkehr vom 

Bismarck‘schen Versicherungsmodell und der Tra-
dition der deutschen Wohlfahrtsstaatlichkeit dar-
stellt. Großer politischer Widerstand war die Fol-
ge. Es gibt jedoch auch Personengruppen, die 
durch die Hartz-Reformen bessergestellt wurden 
und von den Reformen profi tieren. Dazu zählen 
alleinerziehende Arbeitslose, arbeitslose Paare 
mit Kindern und junge Arbeitslose, die durch die 
Neuregelungen bessergestellt wurden. Neben den 
Kürzungen im Bereich der Arbeitslosenversiche-
rung und der Grundversorgung wurden andere 
Politikfelder der Sozialpolitik, wie beispielsweise 
die Familienpolitik, aufgewertet. So wurde das 
Kindergeld erhöht und eine Finanzierung der 
 Elternzeit geregelt. In der folgenden Großen Koa-
lition wurden dann wiederum einige Elemente 
der Hartz-Reformen zurückgenommen. Die Ver-
längerung der Bezugsdauer des Arbeitslosen- 
geldes II und ein weiterer Ausbau der Familien-
politik bedeuten eine Lockerung des Konsoli-
dierungskurses, obgleich mit der Anhebung des 
Renteneintrittsalters auch in der Zeit der Großen 
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Abbildung 4: 

Quelle: Eigene Berechnung.
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Koalition signifi kante Kürzungen in der Sozial-
politik vorgenommen wurden. 

Wie ist also die Entwicklung der Sozial- und 
Transferpolitik insgesamt zu bewerten? Haben 
die Kürzungen der Agendapolitik zu einem Rück-
bau des Sozialstaates und zu einer Reduktion der 
Umverteilungsleistung der Transferprogramme 
geführt? Die mikrofundierte Analyse der gegen-
wärtigen Umverteilungsmessung zeigt, dass die 
sozialpolitischen Transferprogramme eine effek-
tive und steigende Einkommensumverteilung 
leisten (Abbildung 5)16. Für Transferprogramme las-
sen sich die höchsten Indexwerte messen, was de-
ren Bedeutung für die Korrektur der Einkommens-
ungleichheit verdeutlicht. Anhaltende Kon soli-
dierungsmaßnahmen und selbst die ein schnei-
denden Agenda-Reformen der Schröder-Re gierung 

haben nicht zu einem Sinken der Umverteilungs-
leistung geführt. Durch die hier verwendeten Mess-
verfahren lassen sich vielmehr Belege für eine Stei-
gerung der Umverteilungsleistung fi nden. 

Das hier wiedergegebene Messergebnis ist 
angesichts der umfangreichen Kürzungen in der 
Sozialpolitik erklärungsbedürftig, denn eine qua-
litative Analyse der sozialpolitischen Reformen 
der Vergangenheit legt eher ein Sinken der Um-
verteilungsleistung nahe. Die steigenden Index-
werte kommen unter anderem durch eine Stei-
gerung der Zielgerichtetheit der Transferpro-
gramme zustande, die eine deutliche Reduktion 
der relativen Einkommensabstände am unteren 
Rand der Einkommensverteilung nach sich zieht. 
Die absoluten Einkommensabstände, die sich 
durch Kürzungen des Leistungsniveaus etwa für 
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Abbildung 5: 

Quelle: Eigene Berechnung.
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16 Transfers enthalten sämtliche sozialpolitischen Transferzahlungen, die Personen oder Haushalten direkt zufl ießen. Öffentlich bereitge-
stellte Güter und Dienstleistungen, die eine nicht zu unterschätzende Rolle für die soziale und wirtschaftliche  Entwicklung unserer 
Gesellschaft spielen (Bormann 2013), können hier aus Gründen der Datenverfügbarkeit nicht berücksichtigt werden.
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Abbildung 6: 

Langzeitarbeitslose vergrößert haben, können in 
dieser Betrachtung und den verwendeten Mess-
verfahren nicht berücksichtigt werden. Wenn 
Umverteilung als Änderung der relativen Ein-
kommensungleichheit gemessen wird, dann ist 
eine Zunahme der Umverteilungsleistung der 
Transferprogramme zu beobachten. Im Umkehr-
schluss kann das jedoch auch bedeuten, dass 
mehr Menschen kein eigenes Einkommen erzie-
len und deshalb auf Transfers angewiesen sind. 
Transferprogramme leisten damit einen erhebli-
chen Beitrag zur Umverteilung von Einkommen, 
der von der Steuerpolitik zunehmend vernachläs-
sigt wird. Problematisch für diese Entwicklung ist 
 jedoch, dass die Steigerung der Zielgerichtetheit 
die Legitimität des Wohlfahrtsstaates langfristig 
untergräbt und zu einer dauerhaften Polarisie-
rung der sozio-ökonomischen Struktur führt 
(Korpi/Palme 1998). Der Bewertung der Transfor-
mation der Umverteilungseffekte in der Steuer- 
und Transferpolitik und die Verschiebung der 
Umverteilungsleistung von der Einnahmenseite 
zur Ausgabenseite ist der nachfolgende Abschnitt 
gewidmet.

3.7 Bewertung der Messergebnisse und   
 der Entwicklung des Gesamteffekts 

Die Gesamtheit aller hier untersuchten Entwick-
lungstrends der fi nanzpolitischen Einnahme- und 
Ausgabeinstrumente führte zu einer steigenden 
Umverteilungsleistung des Wohlfahrtsstaates in 
Deutschland (Abbildung 6). Der sinkende Trend 
bei den Steuern wird demnach von der Transfer-
politik aufgefangen und überkompensiert. Ist das 
eine gute Nachricht für die Umverteilungspolitik 
in Deutschland? Man könnte auf die Idee kom-
men, dass es sich bei der Umverteilungsleistung 
der Steuer- und Transferpolitik um funktionale 
Äquivalente handelt. In diesem Fall wäre aus ver-
teilungspolitischer Sicht mit der gegenwärtigen 
Verschiebung der Umverteilungsleistung von der 
Steuer- und Transferpolitik ein zufriedenstellen-
des Ergebnis erreicht, da letztlich die aggregierte 
Umverteilungsleistung steigt. Eine weiterfüh-
rende Einordnung der hier wiedergegebenen 
Messergebnisse bietet jedoch Anlass zu Sorgen.

Quelle: Eigene Berechnung.
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Die sinkende Umverteilungsleistung der 
Steuerpolitik und der Trend zur Aufwertung re-
gressiver Steuerarten fi nden in einem Umfeld 
steigender Einkommensungleichheit statt. Im re-
levanten Zeitabschnitt ist sowohl die Marktein-
kommensungleichheit als auch die Ungleichheit 
der verfügbaren Einkommen gestiegen.17 Die sta-
tistisch gemessene Ungleichheit bei den Markt-
einkommen kommt aufgrund verschiedener Ent-
wicklungen typischer Einkommensgruppen zu-
stande. Die Entwicklung der mittleren Realein-
kommen18 stagniert in Deutschland seit Beginn 
der 1990er Jahre (Goebel/Krause 2007; Brenke/
Grabka 2011). Dem Stillstand in der Lohnentwick-
lung von abhängig Beschäftigten stehen  jedoch 
merkliche Einkommenszuwächse in der Gruppe 
der Selbstständigen und bei Kapitaler trägen ge-
genüber. Kapitaleinkommen19 spielen eine beson-
dere Rolle für das Wachstum der Einkommens-
ungleichheit, denn Kapitaleinkommen nehmen 
insgesamt zu und sind in der Regel besonders 
hohe Einkommen, die sich am oberen Ende der 
Einkommensskala konzentrieren. Während die 
nominellen Arbeitseinkünfte im Zeitraum zwi-
schen 1991 und 2007 um 40 Prozent wuchsen, 
fällt das Wachstum für Kapitaleinkommen im 
gleichen Zeitraum fast doppelt so hoch aus. 
Eine Dekompositionsanalyse der Einkommens-
ungleichheit belegt, dass Kapitaleinkünfte in be-
sonderer Weise für die Ungleichverteilung der 
Einkommen verantwortlich sind (Fräßdorf/Grab-
ka/Johannes 2011). Dieser Effekt ist in Deutsch-
land besonders stark ausgeprägt und übersteigt 
sogar die Ungleichheit, die im Vereinigten König-
reich von Kapitaleinkünften hervorgerufen wird. 

Deshalb ist die gemessene Steigerung der 
Umverteilungsleistung des gesamten Wohlfahrts-
staates zu relativieren. Auch wenn die steigende 
Umverteilungsleistung der Transferpolitik die 
sinkende Umverteilungsleistung in der Steuer-
politik zu kompensieren vermag, ist diese Ent-

wicklung nicht ausreichend, um die Steigerung 
der Markteinkommensungleichheit zu korrigie-
ren. Selbst nach dem Wirken sämtlicher vertei-
lungswirksamer Politikinstrumente schreitet die 
Einkommensspreizung in Deutschland kontinu-
ierlich voran.

Vielmehr scheinen die aktuellen Entwick-
lungstrends in der Steuerpolitik die divergente 
Entwicklung bei den Markteinkommen noch zu 
verstärken. Die Aufwertung regressiver Steuer-
arten sowie die Entlastung von hohen Einkom-
men und Kapitaleinkünften fördert die zuneh-
mende Einkommensspreizung. Diese Entwick-
lung ist bedenklich, da sie den rationalen Inte-
ressen der Mehrheit der Bevölkerung entgegen-
steht. Die Einkommenszuwächse, die für die 
 steigende Einkommensspreizung mit verant-
wortlich sind, konzentrieren sich immer stärker 
am oberen Rand der Einkommensskala. Aus die-
sem Grund haben Personen der Mittelschicht, die 
für die Legitimität politischer Entscheidungen 
von besonderer Bedeutung sind, ein rationales 
Interesse an einer fi nanzpolitischen Einkommens-
umverteilung (Meltzer/Richard 1981). Stattdessen 
beobachten wir einen Progressionsabbau in der 
Einkommensteuer und eine Aufwertung regressi-
ver Steuerarten. Diese Entwicklungen sind nur 
deshalb möglich, weil einerseits der Ausbau der 
regressiven Steuern wenig politische Aufmerk-
samkeit erregt (Kato 2003). Andererseits wurde in 
der politischen Debatte der Eindruck erweckt, 
dass steuerliche Umverteilung dem Wirtschafts-
standort und dem Wohlfahrtsstaat schadet und 
marktfreundliche Steuerreformen alternativlos 
seien. Ein Argument, das nicht unumstritten ist 
(Diamond/Saez 2011; Stiglitz 2012). Dies ist be-
sonders dann problematisch, wenn die steuer-
liche Entlastung des Unternehmenssektors auto-
matisch zu einer Begünstigung hoher persön-
licher Einkommen führt. Damit lässt sich zwar 
erklären, wie es im politischen Prozess zum Rück-

17 Markteinkommen sind die Einkommen, die von Haushalten durch wirtschaftliche Aktivitäten am Markt erzielt werden. Das verfügbare 
Einkommen ist das Einkommen, das ein Haushalt nach der Zahlung sämtlicher Steuern und dem Empfang von Transferzahlungen zum 
privaten Konsum zur Verfügung hat.

18 Realeinkommen sind gegenüber dem Nominaleinkommen preisbereinigt und geben deshalb Aufschluss auf die Kaufkraft unter Berück-
sichtigung der Entwicklung der Verbraucherpreise, die der Infl ation unterliegen.

19 Unter Kapitaleinkommen fallen Einkommen aus Zinsen, Dividenden, Kapitalfonds sowie Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung.
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bau steuerlicher Umverteilung kam. Der Wider-
spruch zwischen den politischen Entwicklungen 
und den rationalen Interessen der Bürgerinnen 
und Bürger bleibt jedoch bestehen. Daraus ergibt 
sich eine ernsthafte Frage nach dem Funktionie-
ren demokratischer Politikprozesse.

In der Gegenwart zeichnet sich jedoch be-
reits ab, dass die Mehrheit der Bürgerinnen und 
Bürger nicht länger bereit ist, diese Entwicklung 
weiter hinzunehmen und eine Korrektur des do-
kumentierten Reformtrends verlangt. Dabei sinkt 
auch die Akzeptanz für Einschränkungen in der 

Gestaltung des Wohlfahrtsstaates aufgrund ver-
meintlicher ökonomischer Sachzwänge.20 Die 
Diskussion um die zukünftige Finanzpolitik wird 
deshalb Antworten auf Fragen der Steuergerech-
tigkeit liefern müssen. Es zeichnet sich deshalb 
neben der breiten Unterstützung der Finanz trans-
aktionsteuer auch eine Befürwortung für die 
 Steigerung der Progressivität der Einkommen-
steuer ab. Weiterer Reformbedarf besteht im Be-
reich der Kapitalbesteuerung, der Handhabe der 
Abgeltungsteuer und bei vermögensbezogenen 
Steuern. 

Entwicklung der Einkommensungleichheit, Gini-Koeffi zient

Abbildung 7: 

Quelle: SOEP, EVS, eigene Berechnungen.
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20 Das Standardargument, das die Kritiker von steuerlicher Einkommensumverteilung insbesondere im Zusammenhang mit hohen margi-
nalen Steuersätzen in der Einkommensteuer gerne anführen, lautet: Steuern erhöhen die relativen Preise. Dadurch werden bestimmte 
ökonomische Aktivitäten unrentabel und werden deshalb nicht unternommen. Durch die Unterlassung ökonomischer Aktivität oder 
unterlassener Erwerbstätigkeit sinkt die gesamte ökonomische Wohlfahrt, was als Zusatzkosten der Besteuerung bezeichnet wird. Neue-
re empirische Studien legen nahe, dass die Steuerelastizität von Einkommen im Allgemeinen überschätzt wird. Höhere Grenzsteuer sätze 
von bis zu 73 Prozent scheinen deshalb ohne negative Wohlfahrtseffekte realisierbar (Diamond/Saez 2011). 
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Der zweite wesentliche Befund dieser Unter-
suchung ist, dass es sich bei der Entwicklung der 
umverteilungsrelevanten Wohlfahrtsstaatlichkeit 
insgesamt um eine Verschiebung der Umvertei-
lungsleistung von der Steuer- zur Transferpolitik 
handelt. Grundsätzlich sind sowohl fi nanzpoliti-
sche Instrumente der Einnahmenseite als auch 
der Ausgabenseite dazu geeignet, die relativen 
Einkommensabstände entlang der Einkommens-
skala zu verändern. Bedarfsgeprüfte Einkommens-
transfers stellen in diesem Zusammenhang ein 
besonders effi zientes Mittel zur Einkommensum-
verteilung dar, weil die Transfers sich auf die 
Ärmsten konzentrieren. Die Verschiebung der 
Umverteilungsleistung von der Steuer- zur Trans-
ferpolitik führt sogar zu einem Wachstum der 
 gesamten Umverteilungsleistung. Handelt es sich 
dabei aus der Perspektive der sozialpolitischen 
Gerechtigkeit nicht doch um ein zufriedenstel-
lendes Ergebnis?

Problematisch dabei ist, dass durch die Auf-
wertung der bedarfsgeprüften Transferprogram-
me, die für das Wachstum der Umverteilungsleis-
tung auf der Ausgabenseite verantwortlich sind, 
langfristig die Legitimität der Sozialleistungen 

sinkt (Korpi/Palme 1998). Bedarfsgeprüfte Trans-
ferprogramme richten sich an Personenkreise, die 
kein eigenes Markteinkommen erzielen oder de-
ren Einkommen unterhalb des Existenzmini-
mums liegt. Damit nimmt sich die Mittelschicht 
immer weniger selbst als Adressat wohlfahrts-
staatlicher Sicherungssysteme wahr. Der Empfang 
von Transferzahlungen ist dabei auch zuneh-
mend mit einer Stigmatisierung und sozialen 
 Exklusion verbunden, was eine polarisierende 
Entwicklung der Gesellschaftsstruktur fördert 
und soziale Mobilität einschränkt. 

Eine Konzentration der Transferprogramme 
auf die Ärmsten der Armen kann deshalb unter 
Verteilungsaspekten zwar in der kurzen Frist als 
eine effi ziente Mittelverwendung gewertet wer-
den. Es besteht dabei jedoch langfristig die Ge-
fahr, dass wohlfahrtstaatliche Sicherungssysteme 
zu Almosen reduziert werden, weil die politische 
Unterstützung schwindet. Aus diesem Grund ist 
die Zukunft unseres wohlfahrtsstaatlichen Sys-
tems durch eine mögliche Legitimationskrise ge-
fährdet. Langfristig werden deshalb Kürzungen 
im Leistungsniveau der Transferprogramme nötig 
werden, sofern kein Politikwechsel erfolgt.
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Die steigende ökonomische Integration steht im 
Verdacht, die Struktur und Leistungsfähigkeit 
wohlfahrtsstaatlicher Systeme seit den 1990er 
Jahren verändert zu haben. Die in diesem Zusam-
menhang formulierte Race-to-the-bottom-These 
besagt, dass Nationalstaaten in einem Unter-
bietungswettlauf um die attraktivsten Standort-
bedingungen ihre Fähigkeit zur Realisierung von 
wohlfahrtsstaatlichen Zielen verlieren. Für die 
hier relevanten Politikfelder der Steuer- und 
Transferpolitik existieren in der Globalisierungs-
literatur weitere, spezifi zierte Hypothesen. Diese 
lassen einen Progressionsabbau in der Steuerpoli-
tik und gravierende Kürzungen bei den sozialen 
Sicherungssystemen erwarten. Empirische Unter-
suchungen zu diesem Thema stützen sich bisher 
auf die Analyse von Indikatoren, wie beispielswei-
se Steuerquoten, Staatsquoten, Durchschnitts-, 
Grenz- oder Spitzensteuersätzen. Unterschiedli-
che Indikatoren lassen jedoch unterschiedliche 
Schlussfolgerungen zu. Kritiker der Globalisie-
rungsthese vertreten deshalb den Standpunkt, 
dass sich die Leistungsfähigkeit des Wohlfahrts-
staates in den letzten zwei Dekaden nicht ver-
ändert hat.

Das gegenwärtige Papier steht in der Tradi-
tion der Globalisierungsthese und unternimmt 
eine erneute Untersuchung zur Evaluierung der 
Umverteilungsleistung in der Steuer- und Trans-
ferpolitik. Ein relevanter Beitrag zum verfügbaren 
Erkenntnisstand wird dadurch erreicht, dass nicht 
primär fi nanzpolitische Reformen, sondern deren 
Effekte auf die sozioökonomische Lebenswirk-
lichkeit der Bürgerinnen und Bürger untersucht 
werden. Dazu wird die Umverteilungsleistung 
von steuer- und transferpolitischen Instrumenten 
auf Basis von Mikrodaten untersucht und Umver-
teilungseffekte werden dabei als eine Verstärkung 
oder Reduktion von Einkommensungleichheit 
messbar. Eine derartige Herangehensweise kommt 

4. Fazit

ohne die Formulierung von Annahmen aus und 
kann beanspruchen, den tatsächlich resultieren-
den Umverteilungseffekt von Finanzpolitiken zu 
evaluieren. Dies erlaubt unmittelbare und ein-
deutig interpretierbare Aussagen über die Ent-
wicklung der Umverteilungsleistung in der 
 Steuer- und Transferpolitik. 

Die vorliegende Untersuchung berücksich-
tigt die Entwicklungen der Umverteilungsleis-
tung für die Einkommensteuer, die Sozialver-
sicherungsbeiträge und die Mehrwertsteuer. Da-
mit sind die aufkommensstärksten Steuerarten 
abgedeckt. Auf der Ausgabenseite werden per-
sönlich zurechenbare Transferzahlungen analy-
siert. Aus Gründen der Datenverfügbarkeit kön-
nen die Verteilungseffekte von vermögensbezo-
genen Steuern, sonstigen Verbrauchsteuern sowie 
öffentlich bereitgestellten Gütern und Dienstleis-
tungen nicht integriert werden. Auch wenn da-
durch keine vollständige Evaluierung der wohl-
fahrtsstaatlichen Staatstätigkeit erreicht wird, 
können dennoch innovative Aussagen über die 
Verteilungseffekte und die Entwicklung der 
 Steuer- und Transferpolitik getroffen werden. 

Dadurch, dass das gesamte Steuersystem und 
auch die Ausgabenseite in den Blick genommen 
werden, können einzelne Reformen in eine 
 übergeordnete Entwicklung eingeordnet werden. 
Dass eine Senkung des Spitzensteuersatzes mit 
 einer Reduktion der Steuerprogression verbunden 
ist, lässt sich leicht nachvollziehen. Was aber mit 
Blick auf die Globalisierungsthese von Interesse 
ist, sind Analysen, die die resultierenden Effekte 
einer ganzen Epoche von fi nanzpolitischen Re-
formen auswerten können. Damit besteht die 
Möglichkeit, die Aussage, dass zehn Prozent der 
Personen 50 Prozent der Einkommensteuer zah-
len, in das Gesamtsystem öffentlicher Einnahme-
erzielung einzuordnen. Zwar konnte auch in dieser 
Analyse bestätigt werden, dass die Einkommen-
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steuer eine progressive Struktur aufweist und da-
mit wirksam zur Reduktion von Ungleichheit 
 beiträgt. Es zeigt sich jedoch, dass neben der pro-
gressiven Einkommensteuer auch eindeutig re-
gressive Steuerarten die sozioökonomische Lebens-
wirklichkeit der Menschen prägen. Wenn wir über 
die Verteilung der Finanzierungslasten der öffent-
lichen Haushalte reden, müssen deshalb die 
 Effekte des gesamten Steuermixes berücksichtigt 
werden. Dabei zeigt sich, dass die Steuererhebung 
in Deutschland nicht annähernd so progressiv 
ausfällt, wie häufi g vermutet. Insbesondere die 
verbreitete Aussage, dass zehn Prozent der Steuer-
zahler 50 Prozent des Einkommensteueraufkom-
mens erbringen, ist mit Blick auf das gesamte 
Steuersystem zu relativieren. Die empirischen 
 Ergebnisse zeigen, dass der progressive Effekt der 
Einkommensteuer durch regressive Steuerarten 
erheblich geschmälert wird.

Die wichtigsten Befunde der Analyse bezie-
hen sich jedoch auf die dynamische Entwicklung 
in der Steuer- und Transferpolitik. Die gegenwär-
tige Analyse liefert Belege dafür, dass die Um-
verteilungsleistung des deutschen Steuersystems 
einem deutlich sinkenden Trend unterliegt. Zahl-
reiche Steuerentlastungen in der Einkommen-
steuer haben dazu geführt, dass heute tatsächlich 
„mehr Netto vom Brutto“ übrigbleibt; zumindest 
nach dem Wirken der Einkommensteuer. So 
 populär diese Maßnahme auch sein mag, wird 
dadurch die Umverteilungsleistung der Einkom-
mensteuer ausgehöhlt, wovon überproportional 
die Reichen profi tieren. Im gleichen Zeitabschnitt 
sind die ungleichheitsverschärfenden Effekte der 
regressiven Sozialversicherungsbeiträge und der 
Mehrwertsteuer gewachsen. Zusammengenom-
men lässt sich eine sinkende Umverteilungsleis-
tung in der Steuererhebung beobachten. Steuer-
politik scheint sich zunehmend auf die Einnah-
meerzielung zu konzentrieren und Fragen nach 
einer gerechten Verteilung der Steuerlasten zu 
vernachlässigen.

Die Beobachtungen für die Steuerpolitik ent-
sprechen den Erwartungen der Globalisierungs-
these. Eine allgemeine Reduktion der fi nanzpoli-
tischen Umverteilungsleistung kann dagegen 
nicht bestätigt werden, denn der Wohlfahrtsstaat 

setzt für eine effi ziente Einkommensumvertei-
lung zunehmend auf den direkten Einsatz von 
Transferzahlungen. Die gemessenen Indexwerte 
zeigen eine steigende Reduktion der Einkom-
mensungleichheit durch Transferprogramme an. 
Aus diesem Grund haben wir es in Deutschland 
vielmehr mit gegenläufi gen Entwicklungen der 
Umverteilungsleistung in der Steuer- und Trans-
ferpolitik zu tun. Während die Umverteilungs-
leistung in der Steuerpolitik sinkt, steigt die Um-
verteilungsleistung in der Transferpolitik.

Schlussendlich stellt sich die Frage, wie diese 
Verschiebung der Umverteilungsleistung von der 
Steuer- zur Transferpolitik zu bewerten ist. Aus 
 einer mathematisch-analytischen Perspektive be-
trachtet, handelt es sich, in Bezug auf deren 
 Potenzial zur Einkommensumverteilung um 
funktionale Äquivalente. Grundsätzlich lässt sich 
in beiden Politikfeldern durch die Ausgestaltung 
der Struktur und der Größe der fi nanzpolitischen 
Instrumente eine wirksame Reduktion der Ein-
kommensungleichheit erzielen. Aus polit-ökono-
mischer Sicht sind jedoch Zweifel angebracht.

Die gegenwärtige Verschiebung der Umver-
teilungsleistung von der Steuer- zur Transferpoli-
tik ist problematisch, weil die gemessene Einkom-
mensumverteilung verstärkt durch den Einsatz 
bedarfsgeprüfter Transferzahlungen erreicht wird. 
Bedarfsgeprüfte Transferzahlungen sind zwar ein 
wirksames Mittel, um die relative Einkommens-
ungleichheit zu reduzieren. Problematisch dabei 
ist, dass sich die Mittelschicht selbst nicht als 
 Adressat von bedarfsgeprüften Transferprogram-
men wahrnimmt. Dadurch sinkt langfristig de-
ren Legitimität und ausgebaute wohlfahrtsstaat-
liche Standards sind langfristig nicht aufrecht zu 
erhalten. Es besteht die Gefahr, dass Sozialpolitik 
in der Folge zu einer Alimentierung von Bedürf-
tigen verkommt. Dies führt zu einer Stigmati-
sierung der Transferempfänger und der Verfesti-
gung einer polarisierten Gesellschaftsstruktur.

Aus der gegenwärtigen Analyse folgt, dass für 
den Fortbestand der etablierten wohlfahrtsstaat-
lichen Standards, zur Bewahrung einer breiten 
Mittelschicht und zur Sicherung einer gerechten 
Verteilung der Steuerbelastung der eingeschlage-
ne Reformtrend der Steuer- und Transferpolitik 
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umzukehren ist. Die zukünftige politische De-
batte in Finanzfragen wird Umverteilungseffekte 
deshalb wieder stärker berücksichtigen müssen. 
Dies gilt in besonderer Weise, weil der beobach-
tete Progressionsabbau in der Steuerpolitik den 
rationalen Interessen der politisch relevanten 
Mittelschicht widerspricht und eine stärkere Be-
lastung von hohen Einkommen ohne negative 
Wohlfahrtseffekte möglich scheint. Der Progres-

sionsabbau in der Steuerpolitik ist deshalb poli-
tisch nicht zu rechtfertigen. Die Initiativen zur 
Steigerung der progressiven Struktur in der Ein-
kommensteuer, der Reform der Abgeltungsteuer, 
der Erbschaftsteuer und der Vermögensteuer tra-
gen dieser Problematik Rechnung. Es besteht da-
mit Anlass zur Hoffnung, dass sich die zukünftige 
Finanzpolitik wieder stärker an den Interessen 
der Menschen orientiert.
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